
Journal von Behinderten 
für Behinderte und ihre Freunde

Liebe Leserinnen und Leser!

Im September vorigen Jahres erhiel­
ten viele Behindertenverbände der 
damaligen DDR ein Rundschreiben 
des Herrn Dr. Bischoff, Vorsitzender 
der Bundesarbeitsgemeinschaft 
Hilfe für Behinderte e. V., das ihnen, 
insbesondere ihren demokratisch 
gewählten Vorständen, Eigennützig­
keit und Alleinvertretungsanspruch 
unterstellte und zu Maßnahmen ge­
gen das weitere Erstarken unserer 
Verbände aufrief. Dieses Schreiben 
war sicher nicht nur mir völlig unver­
ständlich, denn zu diesem Zeitpunkt 
hatte sich unser junger DDR-Behin­
dertenverband bereits zum „Allge­
meinen Behindertenverband in 
Deutschland e. V. - ,Für Selbstbe­
stimmung und Würde' (ABiD)" ent­
wickelt (Vorstandsbeschluß vom 31. 
August 1990).

Weitere Verbände und Gruppie­
rungen traten dem ABiD bei, und in 
den neuen Bundesländern kam es 
zur Bildung von Landesverbänden. 
Diesen Zuspruch führe ich auf seine 
inneren Grundsätze und seine Ziele 
zurück, ist der ABiD doch eine Orga­
nisation freier und gleichberechtigter 
Menschen, die in solidarischer und 
demokratischer Weise die Interessen 
der Menschen mit unterschiedlich­
sten Behinderungen, ihrer Angehöri­
gen und Freunde vertritt.

Die hin und wieder zu hörende 
Warnung vor der zentralistischen 
Machtausübung des ABiD gegen­
über seinen Mitgliedsverbänden

Manfred Weisser
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2 LIEBE LESERINNEN UND LESER! n
können wir mit absoluter Sicherheit 
verneinen. Jeder Mitgliedsverband 
wirkt eigenständig in seiner verant­
wortungsvollen Arbeit. Der ABiD 
bzw. der jeweilige Landesverband 
geben dazu mögliche Hilfe und Un­
terstützung. Das entscheidende je­
doch ist immer die Basis - und so un­
terschiedlich das Leben, so verschie­
den ist oftmals auch das Herangehen 
in den einzelnen Gruppen oder Län­
dern. Diese Feststellung kann ich 
auch mit den Erfahrungen unter­
mauern, die wir beim Aufbau unse­
rer 18 Mitgliedsverbände im Thürin­
ger Land in den vergangenen Mona­
ten sammeln konnten.

Die Wahrung dieses demokrati­
schen Prinzips ist unter anderem 
eine Aufgabe des Verbandsrates des 
ABiD, der sich am 20. Oktober 1990 
konstituierte. Der Verbandsrat 
wählte mich aus seinen Reihen als 
Sprecher (Vorsitzender des Verban­
des der Behinderten Thüringen) und 
als Stellvertreter Monika Schreiber 
(Leiterin des „Clubs der Kleinen Leu­
te", Chemnitz) sowie Hans-Reiner 
Bönning (Vorsitzender des Berliner 
Behindertenverbandes). Folgende 
Aufgaben sind durch den Verbands­
rat zu realisieren:
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BEHINDERTENPOLITIK

Uta Sankowski

2. Berliner Verbandstag
Wir haben ernsthaft gearbeitet an 
diesem schönen Frühlingstag, dem 
23. März. Zu Gast waren wir wieder 
im Gemeindezentrum „Fennpfuhl". 
„Endlich! Das ist geschafft!" -so der 
Kommentar der Verantwortlichen 
nach achtstündiger Tagesarbeit. Das 
zähe Ringen um Formulierungen 
und Paragraphen an der Satzung ist 
zu Ende. Über ein Jahr beschäftigte 
uns dieses „Werk".

84 Mitglieder waren zusammen­
gekommen, und eigentlich hätten 
wir uns auch über viele aktuelle Pro­
bleme in Zusammenhang mit Aus­
weisen, Anträgen, Behörden usw. 
austauschen können. Das Ziel je­
doch war die Verabschiedung der 
Satzung, der Finanzrichtlinie und die 
Wahl des Vorstandes. Alles andere 
mußte diesmal in Pausengesprä­
chen und nebenbei erfolgen. Um so 
bedauerlicher waren Mängel in der 
Organisation. So lag z. B. die Sat­
zung in zwei Varianten, leider nicht 
sauber voneinander getrennt, vor. 
Es gab deshalb viele Rückfragen aus 
der Versammlung, die wertvolle Zeit 
kosteten.

Der Bericht des Vorsitzenden ließ 
Fragen offen und ging z. B. nicht auf 
realisierte Projekte ein. Die Mitglie­
der wollten eigentlich mehr Konkre­
tes aus der Arbeit des Vorstandes 
wissen ...

Unsere Stadt wächst zusammen: 
ganz sichtbar auch in der Struktur un­

seres Verbandes. Dies zeigt sich nicht 
nur in ganz praktischen Aktionen 
(Mobilität, Verkehrsfragen, Telebus, 
Bauen und Wohnen), sondern auch 
in der gemeinsamen Verantwortung 
im Vorstand. Hans-Rainer Bönning 
wurde wieder zum Vorsitzenden ge­
wählt, und außer dem 1. Stellvertre­
ter, G. Eckert, gehört noch ein weite­
rer Westberliner, M. Marquard, zum 
Vorstand. Beide stellten sich in der 
STÜTZE Nr. 21 +22/90 vor. Das ist ein 
ganz bewußtes „Ja" zum Miteinan­
der Von Ost und West auf dem ge­
meinsamen Weg „In Selbstbestim­
mung und Würde".

Ein dickes Lob kam von Frau Grütz- 
mann, Landesbeauftragte für Behin­
derte: „Toll, was Ihr in diesem reichli­
chen Jahr geschafft habt!" Wirklich 
wurde hart gearbeitet, und an der Ba­
sis gibt es in fast jedem Bezirk Grup­
pen mit unterschiedlichem Profil. Be­
sonders hervorzuheben ist die Tat­
sache, daß der Berliner Behinderten­
verband inzwischen Träger von 14 
ABM (Arbeitsbeschäffungsmaßnah- 
men) ist. Die Arbeitnehmer sind vor­
wiegend Menschen mit Behinderun­
gen.

Das sind neueWege, auf denen wir 
voneinander lernen können. Schon 
fastzu Redaktionsschluß wird unsere 
Freude getrübt; das Arbeitsamt teilt 
uns mit, daß Invalidenrentner nicht 
in ABM beschäftigt werden dürfen! 
Darüber wird zu reden sein ...



4 BEHINDERTENPOLITIK

Was ist Kündigungsschutz wert?
Seit dem Beitritt der ehemaligen 
DDR zur Bundesrepublik sind zumin­
dest in den materiellen Bedingungen 
auch für Behinderte deutliche Ver­
besserungen spürbar.

Doch allzu oft lassen wir uns von 
vollmundigen Versprechungen un­
serer Politiker oder großzügig anmu­
tenden neuen Gesetzen täuschen. 
Nehmen wirzum Beispiel den Kündi­
gungsschutz im Schwerbehinderten­
gesetz: „Die Kündigung des Arbeits­
verhältnisses eines Schwerbehinder­
ten durch den Arbeitgeber bedarf der 
vorherigen Zustimmung der Haupt­
fürsorgestelle." (§ 15SchwbG)

Abgesehen davon, daß viele Be­
triebe versuchen, diese Regelung zu 
unterlaufen, scheint dies überhaupt 
nicht nötig zu sein, da die Hauptfür­
sorgestelle die Zustimmungen oh­
nehin formal erteilt. Darf die Haupt­
fürsorgestelle Kündigungszustim­
mungen-zum Teil sogar telefonisch 
- erteilen, ohne daß dem Schwerbe­
hinderten hinreichend Gelegenheit 
gegeben wurde, ihn anzuhören (in 
Gruppenanhörungen mit 17 gleich­
falls Betroffenen) und ohne daß eine 
im Vorfeld der Kündigung ange­
zeigte, begleitende Hilfe (§ 31,Abs. 2 
SchwbG) geleistet wurde? Sollte 
dies rechtens sein, erhebt sich die 
Frage, was der Kündigungsschutz 
für Schwerbehinderte in den neuen 
Bundesländern wert ist? Die Über­
forderungssituation der Hauptfür­
sorgestellen durch die Antragsflut 

der um das Überleben kämpfenden 
Betriebe ist zwar leicht nachzuvoll­
ziehen, rechtfertigt jedoch keines­
wegs diese oberflächliche Zustim­
mungspraxis.

Den Schwerbehindertenbeauf­
tragten der Ostberliner Bezirksäm­
ter wurde dazu am 15. Mai 1991 
vom Leiter der Hauptfürsorgestelle 
Berlin, Herrn Grimm, erklärt, daß 
für die notwendige begleitende 
Hilfe nur die Mittel der Westberliner 
Ausgleichsabgabe zur Verfügung 
stehen. Die Ostdeutschen Betriebe 
leisten in diesem Jahr keine Aus­
gleichsabgaben. Ein Grund mehr, 
Schwerbehinderte jetzt noch los zu 
werden. Gegenwärtig stehen 
mehrere hundert Schwerbehin­
derte allein aus den Köpenicker Be­
trieben vor ihrer Entlassung, unter 
ihnen sogar Schwerbehinderten­
vertrauensleute mit Betriebsrats­
status und Betriebsunfallgeschä­
digte, denen dem Gesetz nach ei­
gentlich erweiterter Kündigungs­
schutz zusteht.

Die AG „Recht auf Arbeit" des Be­
hindertenverbandes Köpenick e. V. 
wendet sich an dieser Stelle an alle 
Freunde mit gesundem Rechts­
empfinden, besonders aber an die 
gewählten Politiker unseres Ver­
bandes, mit dem dringenden Auf­
ruf, solches, offenbar auch aus dem 
mit heißer Nadel gestricktem Eini­
gungsvertrag herrührendes neues 
Unrecht nicht zuzulassen.
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Es lebe die Beamtensprache oder ...
Endlich ist es soweit: Der Dschungel 
des DDR-weiten Umbruchs und des 
damit verbundenen spontanen Zu­
sammenfindens einer Behinderten­
bewegung ist kultiviert. Die enga­
gierten Mitkämpfer für Selbstbe­
stimmung und Würde müssen sich 
nicht mehr in ungeordneten und ver­
schlungenen Bahnen begegnen. 
Den umgekrempelten oderauch nur 
neu eingekleideten Behörden treten 
nicht mehr einfach Betroffene, wie 
ihnen Schnabel und Gefieder ge­
wachsen ist, gegenüber.

Nun steht im steril geharkten bun­
desdeutschen Gesellschaftspark un­
ser ABiD-Baum, fein verzweigt bis in 
die Spitzen der Kreise und Bezirke, mit 
stabilen Ästen der Landesverbände, 
etwas links- und ostwärts verlagert - 
aber von da kamen ja bisher auch die 
meisten Nährstoffe -, mit einem viel­
leicht noch nicht stattlichen, aber doch 
kräftigen Stamm. Und damit er auch 
beachtet, nicht weiter als Schmuddel­
kind mißtrauisch beäugt werde, gilt es 
- frühlingsgemäß - auch den letzten 
Wildwuchs auszuschneiden. Der ABiD 
gibt sich Satzung und Programm, die 
regeln, welcher Zweig diesen Baum 
rechtens zieren darf.

Doch da alle, die mitgemacht ha­
ben und weiter mitmachen werden, 
durch gemeinsame Erfahrung und 
das Bedürfnis nach aktiver Beeinflus­
sung ihres Lebens zusammenge­
kommen, sich vermutlich nicht so 
ohne weiteres ausschlagen lassen, 
wurde beim Aufsetzen von Satzung 
und Programm gar nicht erst an die 

Mitglieder gedacht. Sie sind ja drin, 
sie müssen den Wust der Sprach­
bandwürmer nicht mehr verstehen.

Wichtig ist vielmehr, daß sich die 
Parkwächter, die Beamten in den Be­
hörden und Gerichten, welche über 
Gießwasser und Naturschutzzeichen 
(sprich: Geld und Gemeinnützigkeit) 
entscheiden, wiederfinden. Und das 
schafft man immer noch am besten, 
wenn man sich in deren Denken 
nahtlos einpaßt, zumindest was die 
Form angeht. Je verschlungener und 
weitschweifiger, um so eher wirkt ih­
nen der Text vertraut, um so weniger 
merken sie vielleicht die geschickt 
verborgenen Stacheln unseres so 
gar nicht anpaßlerischen Selbstbe­
stimmungsstrebens.

Nun soll eine Satzung keine Litera­
tur sein. Sie muß den Regeln der 
nicht gerade besonders originellen 
und verständlichen Rechtssprache 
genügen. Aber etwas mehr knappe 
Deutlichkeit, etwas mehr Würze hätte 
ihr wahrscheinlich nicht geschadet. 
Denn muß man wirklich, um etwas 
durchzusetzen, mit den Wölfen heu­
len? Ein pflegeleichter 0815-Baum 
sind wir schließlich von vornherein 
nicht und wollen es wohl auch nicht 
werden, wenn wir uns „zur Aufgabe 
stellen, in ganz Deutschland den 
Menschen mit Behinderungen 
irgendeiner Art, ihren Angehörigen 
und Freunden und allen an ihrem 
Schicksal Interessierten Hilfe und Un­
terstützung jeder Art zu gewähren", 
meint

Ihr Blasius Stichling.
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Thomas Nicolai

Wir haben eine Chance
„Behindertenwerk Spremberg e. V. - 
BWS" - das ist der Name eines ge­
meinnützigen Vereins, der sich als In­
teressenvertretung der Behinderten 
der Stadt und des Kreises Sprem­
berg versteht, unabhängig von der 
Art und der Schwere ihrer Behinde­
rung. Dieser Verein wurde zum Trä­
ger für das ehemalige Sonderpflege­
heim für körperlich und geistig be­
hinderte Blinde mit geschützter 
Werkstatt. i

Heim und Werkstatt standen im vo­
rigen Jahr - wie so viele Einrichtun­
gen in den neuen Bundesländern-in 
einem Irrgarten. Nichts würde mehr 
so gehen wie früher - das war klar. 
Aber welche Schritte waren zu ge­
hen, um das Überleben zu sichern 
und nichtan untauglichen Versuchen 
zu scheitern?

Joachim Haar (Vereinsvorsitzen­
der): Vom alten Blinden- und Seh­
schwachenverband (BSV) sind wir in 
dieser schwierigen Lage damals sehr 
enttäuscht worden. Es gab ganz kon­
krete Absprachen, aber der BSV hat 
nichts unternommen. Im Gegenteil, 
einer hat dem anderen die Schuld für 
die Versäumnisse zugeschoben. 
Durch die verzögerte Bildung der 
Landesverbände war es zudem 
schwierig, als Verband auf örtlicher 
Ebene zu wirken. Leider hat die Lei­
tung des ehemaligen BSV dabei 
keine rühmliche Rolle gespielt. Man 
hatte das Gefühl, sie wollte zwar 

überall noch dabeisein, aber jegli­
cher Ansatz einer Konzeption fehlte. 
Die Gedanken, die wir äußerten, 
wurden nicht aufgegriffen.

Dr. Gert Heinicke (Ressortleiter So- 
ziales/Bildung): Es ging doch darum, 
ein Überleben so zu sichern, daß dies 
die Heimbewohner zwar miterleben 
und bedingt mitgestalten, aber mög­
lichst ohne negative soziale Auswir­
kungen. Wir sahen die einzige 
Chance darin, die Werkstatt gemäß 
Schwerbehindertengesetz konse­
quent zu einer Werkstatt für Behin­
derte (WfB) zu profilieren. Diesen 
Weg sind wir kompromißlos gegan­
gen.

Wolfgang Jahn (Geschäftsführer): 
Es finanziert sich nur Qualität. Das 
haben wir gelernt. Nur anerkannte 
Leistung wird durch die Kostenträger 
auch bezahlt. Wir haben Partner ge­
funden, die uns jederzeit helfen, rich­
tige Schritte zu gehen und Fehler zu 
vermeiden - die Blindeninstitutsstif­
tung Würzburg und eine große Be­
hindertenwerkstatt im Saarland 
(WfB Spiesen). Kernstück unserer 
Einrichtung ist die Werkstatt für Be­
hinderte, der ein Wohnbereich ange­
gliedert ist, wo 90 Behinderte eine 
Unterkunft finden. Andere werden 
täglich mit dem eigenen Fahrdienst 
abgeholt und nach der Arbeit nach 
Hause gebracht.
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Ein Behinderter hat einen An­
spruch auf Pflege, wenn er nicht 
mehr in der Lage ist, in der Werkstatt 
ein bestimmtes Maß an nützlicher 
Arbeit zu vollbringen. Deshalb ver­
zichten wir nicht auf den Pflegebe­
reich, in dem zurZeit 80 Personen un­
tergebracht sind. Rund 80 Prozent 
unserer Heimbewohner und Werk­
stattarbeiter sind Blinde und Sehbe­
hinderte mit überwiegend geistigen 
Behinderungen.

Beim Rundgang bestätigt sich, 
daß vieles noch im Aufbau und in der 
Umgestaltung ist. Die 120 Mitarbei­
ter betreten mit jedem Schritt der 
weiteren Profilierung Neuland. Der 
Stellenplan wird den jetzigen Struk­
turen angepaßt. Entlassen wurde 
bisher-außer der früheren Leiterin- 
niemand. Aber die Anforderungen 
steigen. Auch im eigenen Interesse 
müssen sich viele Kollegen fortbil­
den. Die Anerkennung der zu erlan­
genden Abschlüsse ist noch nicht ge­
klärt.

1. Arbeitstrainingsbereich
Hier gibt es 42 Plätze. Die Behinder­
ten werden - vergleichbar einer ele­
mentaren Berufsausbildung - an ver­
schiedene Tätigkeiten herangeführt: 
Keramik, Weben, Nähen, Gartenbau, 
Papier- und Leder- sowie Montagear­
beiten. Den Arbeitstrainingsbereich 
durchläuft man gewöhnlich inner­
halb von zwei Jahren. Ausgehend 
von einer sorgfältigen Analyse der 
Fähigkeiten und Fertigkeiten besteht 
das Ziel darin, jeden Teilnehmer so zu 
fördern, daß er ein Mindestmaß an 
nützlicherTätigkeit leisten und später 

in der Werkstatt arbeiten kann. Die Fi­
nanzierung übernehmen das Ar­
beitsamt und die Landesversiche­
rungsanstalt; wobei die Teilnehmer 
von letzterer keinerlei Vergütung er­
halten, was sich nicht gerade moti­
vierend auswirken dürfte.

2. Werkstatt
Es dominiert zur Zeit die Montage 
von Wäscheklammern - ein Groß­
auftrag, der bis Mai Arbeit sichert, 
allerdings ohne daß dabei Gewinn 
erwirtschaftet wird. Die Bürsten- 
und Besenproduktion ist eingestellt. 
Die Lager sind übervoll, kaum etwas 
wird abgesetzt. Die Beschaffung ge­
eigneter Arbeit ist besonders 
schwierig. Einzelne Arbeitsplätze 
sollen in hochmoderne Werkstatt­
abteilungen umgerüstet werden, so 
zum Beispiel die erst kürzlich aufge­
baute Druckerei. Aber das ist noch 
Zukunftsmusik.

Die Geschäftsleitung ist stets auf 
der Suche nach geeigneten Aufträ­
gen, denn die Werkstatt ist das Herz 
der Einrichtung, und Arbeit ist für die 
Mehrfachbehinderten so bedeutsam 
- für ihre Rehabilitation, für ihr 
Selbstwertgefühl, für das Bewußt­
sein, etwas Nützliches tun zu können. 
Der Erlös derTätigkeit ist erst in zwei­
ter Linie von Belang. Dennoch wird 
die volle Wirksamkeit des Bundesso­
zialhilfegesetzes ab 1. Juli 1991 fürdie 
im Heim wohnenden Werkstattbe­
schäftigten einen gravierenden Ein­
schnitt bedeuten. Während sie zur 
Zeit 370 DM für den Heimaufenthalt 
zahlen müssen, wird dann voraus­
sichtlich ihr gesamtes Einkommen



8 AUS DEN LÄNDERN

und das Ersparte (über 4 500 DM) zur 
Finanzierung des Heimplatzes ange­
rechnet. Was bleibt, sind 120 DM Ta­
schengeld. Wurde hier etwa verges­
sen, eine sozial verträgliche Rege­
lung zu schaffen?

3. Wohnbereich
Es verändert sich viel. Manches muß 
noch durch die Köpfe sowohl des Per­
sonals, als auch der Behinderten. 
Ganztägige Rehabilitation mit mehr 
Selbständigkeit der Behinderten 
setzt sich allmählich gegen aus­
schließlich medizinische Therapien 
durch. Der Ausstattungsstandard im 
Sanitärbereich muß verbessert wer­
den, um entsprechend der Vorschrif­
ten auch anerkannt zu werden.

Etliche Zimmer haben schon eine 
recht individuelle Note - eigene Mö­
bel, Stereoanlagen, Fernseher...

4. Pflegebereich
Dieser soll künftig klar vom Wohnbe­
reich abgegrenzt sein, auch wegen 
der verschiedenartigen Finanzie­
rung. Die für Pflegestationen immer 
etwas bedrückende Atmosphäre um­
gibt den Besucher auch hier. Wo es 
möglich ist, sollen rehabilitativ be­
gleitende Maßnahmen eingeführt 
werden - eine neue Anforderung an 
das Personal.

Ich verlasse Spremberg mit einem 
guten Gefühl, weil dort nach vorn ge­
dacht und gehandelt wird, weil ich 
Mitarbeiter angetroffen habe, die 
wissen, daß nichts geschieht, was sie 
nicht selbst in die Wege leiten. Ein 

zelne Mehrfachbehinderte ab vollen­
detem 16. Lebensjahr kann das Be­
hindertenwerk Spremberg noch auf­
nehmen, insbesondere solche, die 
zur Zeit keine Förderung erhalten, 
aber durchaus in den Arbeitstrai­
ningsbereich einbezogen werden 
könnten. Anträge sind direkt an das 
Behindertenwerk Spremberg, Wie­
senweg 58, 0-7590 Spremberg; Tele­
fon: 51 26, oder an den Blinden- und 
Sehbehindertenverband Branden­
burg, Rudolf-Breitscheid-Str. 9, 
0-7500 Cottbus, Telefon: 61 96 80, zu 
richten.

Projektbezogener 
Unterricht
Ab August werden auch im Ostteil 
Berlins bisher als schulbildungsun­
fähig geführte Kinder die Schule be­
suchen können. Die erste Sonder­
schule für geistig behinderte Kinder 
wurde Anfang März in Friedrichs­
hain eröffnet. Je nach Bedarf und 
Bevölkerungsdichte erhalten zwei 
Stadtbezirke eine Schule, so Köpe­
nick und Treptow, Prenzlauer Berg 
und Mitte sowie Weißensee und 
Pankow. Die anderen Stadtbezirke 
erhalten je eine Einrichtung. Der Un­
terricht wird projektbezogen gestal­
tet, um die Bildung der Kinder zu er­
leichtern.

Wir gratulieren der Schirmherrin 
des ABiD, Frau Dr. Sabine Berg­
mann-Pohl, Parlamentarische 
Staatssekretärin, zu Ihrem Ge­
burtstag.
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Markus Obstück

Eltern helfen Eltern
<

Im integrativen Kindergarten „Am 
Angergang" in Bernau trafen sich 
kürzlich Eltern von behinderten Kin­
dern und interessierte Bürgerinnen 
und Bürger. Wir hatten dazu die Be­
hindertenbeauftragten von Berlin 
und Eberswalde eingeladen.

Pflegegeldanträge waren unser er­
stes Thema. Noch fehlen die Durch­
führungsbestimmungen. In Berlin ist 
einiges klarer formuliert.

Die Behindertenbeauftragte von 
Eberswalde ist der Stadt unterstellt, 
sie hat Kontrollfunktion und Kontakt 
zu allen Verbänden und Ausschüssen 
sowie Rederecht auf der Stadtverord­
netenversammlung. Eine wichtige 
Erfahrung für sie ist, daß Behinderte 
nun für sich selbst sprechen-einfach 
mit ihren Forderungen, daß sie als 
Mahner da sind - für eine behinder­
tengerechte Gesellschaft. Ein wei­
teres Kontrollorgan ist in Eberswalde 

der Behindertenbeirat, in den jede 
Fraktion und jeder Verband Vertreter 
schickt. Dieses Sich-selbst-Kümmern 
fällt aber noch vielen schwer, beson­
ders älteren Menschen.

Ein Behindertenbeauftragter ist ei­
gentlich überall tätig, sei es im Bauaus­
schuß oder als Berater in den Verbän­
den. Günstig und effektiv ist da sicher 
die Bernauer Variante, die Behinder­
tenbeauftragte im Landratsamt anzu­
siedeln. Denn es gibt ja nicht nur büro­
kratische Probleme, sondern auch 
praktische, wie den Aufbau eines fami- 
iienentlastenden Dienstes, den Einsatz 
von Einzelfallhelfern und das Verhin­
dern der verringerten Öffnungszeiten 
von Sondereinrichtungen.

Unser Bernauer Elternkreis trifft 
sich weiterhin jeden 3. Montag im 
Monat in der Ponsong Schule, Müh­
lenstraße 19 (ehern. Wilhelm-Pieck- 
Straße), um 20 Uhr.

Lutz Kantel

GEMEINSAME WEGE
Ein Besuchermagnet war die im März 
in der Galerie Lobeda-West der Städti­
schen Museen Jena zu sehende Aus­
stellung nicht - wo gibt es das auch 
gegenwärtig im Osten Deutschlands? 
Und doch war sie für alle Beteiligten, 
das waren immerhin 46 Behinderten­
initiativen und -Vereine sowie Selbst­
hilfegruppen aus den Partnerstädten 
Erlangen und Jena, die sich auf selbst 
gestalteten Schautafeln mit ihren Zie­

len, Anliegen, Vorhaben und Leistun­
gen vorstellten, ein bedeutsames Er­
eignis. Entsprechend groß war der 
Teilnehmerkreis, der der Eröffnung 
der Exposition freudig erwartungs­
voll und gespannt beiwohnte. Allein 
aus Erlangen waren etwa 50 Besu­
cher in einem behindertengerechten 
Bus angereist.

Ihren besonderen Reiz gewann die 
Ausstellung aus der Möglichkeit zum



10 AUS DEN LÄNDERN

Vergleich sowohl zwischen den um 
die „Gunst" der behinderten Bürger 
werbenden Organisationen als auch 
zwischen den beiden Kommunen.

Auffallend die große Zahl von 
Selbsthilfegruppen. Es scheint kaum 
eine Behinderungsart zu geben, für 
die in Erlangen kein solcher Zusam­
menschluß existiert, deren Mitglie­
der gemeinsam und aus gleicher Be­
troffenheit heraus versuchen, ihre 
Probleme in solidarischer Form zu 
besprechen und sich gegenseitig zu 
helfen. Der Gedanke der Selbsthilfe 
besitzt heute eine hohe gesellschaftli­
che Akzeptanz, allerdings mit deut­
lich differierenden Zielen und Inhal­
ten. Ursprünglich aus einer Protest­
haltung gegenüber traditionellen 
Versorgungsmechanismen entstan­
den, werden Selbsthilfegruppen und 
-projekte heute als eine notwendige 
Ergänzung sozialer Sicherung weit­
gehend anerkannt. Auch in der Je­
naer Ausstellung war nachvollzieh­
bar, wie die großen Wohlfahrts- und 
Behindertenverbände derartige In­
itiativen zu fördern versuchen und 
sich ihnen als Dachverband oder Ko­
operationspartner anbieten. Zugleich 
entwickeln sich gerade in diesen Ver­
einigungen vielfältige Formen selbst­
bestimmten Lebens behinderter 
Menschen. Bemerkenswert ist, daß 
sowohl in Erlangen als auch in Jena 
spezielle Zentren für selbstbestimm­
tes Leben Behinderter bestehen, de­
ren Mitglieder schon seit längerer 
Zeit enge Konktakte pflegen. Die von 
ihnen ausgestellten Schautafeln ent­
hielten ein Diskussionsangebot zur 
Klärung des Begriffs „Selbstbe­
stimmt leben", der durch seinen zu­

nehmenden Gebrauch in Gefahr ge­
rät, sinnentleert zu werden.

Beim Registrieren der Unterschiede 
zwischen Erlangen und Jena stieß 
man rasch auf die Tatsache, daß es in 
der fränkischen Stadt schon seit meh­
reren Jahren einen Behinderten-Bera- 
ter gibt. Nicht zuletzt ist es seinem 
Wirken zu verdanken, daß die Bedürf­
nisse und Anliegen der behinderten 
Bürger in den einzelnen Ressorts der 
Stadtverwaltung nicht mehr einfach 
übergangen werden. Von manch Bei­
spielgebendem wäre in diesem Sinne 
aus Erlangen zu berichten. Die Forde­
rung, in Jena eine ähnliche Institution 
zu schaffen, stieß beim Magistrat bis­
her auf wenig Gegenliebe, und das 
nicht nur aus finanziellen Nöten. Den 
Behinderten stehe eine solche Son­
derstellung im Vergleich zu anderen 
sozialen Gruppen nicht zu, hört man 
mitunter. Ein genaueres Studium der 
Erfahrungen der Partnerstadt ist hier 
dringend zu empfehlen.

Auf der Liste der ausstellenden Be- 
hinderten-Vereine vermißte man den 
Verband „Behinderte und ihre 
Freunde Jenas". Als er vor einem 
reichlichen Jahr gegründet wurde, 
war die Stadt an der Saale eine Hoch­
burg der sich in derehemaligen DDR 
konstituierenden Behinderten-Be- 
wegung. Heute ist von diesem Geist 
wenig zu spüren. Der BFJ hatte sich 
schon im Juni 1990 aufgelöst. Sein 
universeller Ansatz war angesichts 
der sich rasch differenzierenden Be­
dürfnisse unterden Behinderten und 
der immer direkter werdenden Ein­
flußnahme der etablierten Verbände 
aus den alten Bundesländern schwer 
zu realisieren. Ein Teil der ehemali-
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gen „Aktivisten" hat sich resignie­
rend zurückgezogen. Andere versu­
chen die ursprünglichen Ideale und 
Vorstellungen in die jetzigen Vereini­
gungen einzubringen. Vielleicht ge­
lingt es ihnen, im Interesse der be­
hinderten Bürger Jenas, die ca. 10 
Prozent der Einwohner ausmachen, 
Formen eines produktiven Zusam­
menwirkens zu finden.

In diesem Zusammenhang geht 
mir ein Zitat von Carl Friedrich von 
Weizsäcker, das ich auf einer Erlanger 
Ausstellungstafel las, nicht aus dem 
Kopf. „Der Behinderte braucht die 
Gesellschaft, die Gesellschaft 
braucht den Behinderten." Den er­
sten Teil des Satzes konnte ich rasch

Von Anfang an dabei: Jürgen 
Schmidt, BV Landkreis Worbis/Heili- 
genstadt 

verinnerlichen, den zweiten nicht. 
Angesichts der realen Lebensum­
stände vieler behinderter Menschen 
und den Gegebenheiten einer „El­
lenbogengesellschaft", in der Behin­
derte in die soziale Isolation ge­
drängtwerden, kam ich mir verhöhnt 
vor. Gar widersinnig erschien mirder 
Gedanke, die körperliche und gei­
stige Behinderung als etwas für die 
Gesellschaft Notwendiges zu be­
trachten. Nur langsam legte sich 
meine innere Erregung, kam Ord­
nung in meine Gedankenwelt. Behin­
derung betrifft nicht nur die Men­
schen, die unmittelbar davon betrof­
fen sind, sondern potentiell alle, 
auch wenn die meisten Nichtbehin­
derten diese Tatsache für sich be­
wußt oder unbewußt verdrängen. In­
dem Behinderte und ihre Organisa­
tionen sich zum Beispiel für eine bar­
rierefreie Lebenswelt engagieren, 
vertreten sie nicht nur ihre eigenen 
Interessen, sondern in letzter Konse­
quenz die aller Gesellschaftsmitglie­
der. In diesem Sinne braucht die Ge­
sellschaft den Behinderten, weil er 
besonders sensibel auf Erscheinun­
gen und Formen der Diskriminierung 
und Ausgrenzung reagiert.

Leider gab es nur bei wenigen Grup­
pen und Vereinen, die sich in der Gale­
rie Lobeda-West vorstellten, in diese 
Richtung weisende Ansätze. Als Aus­
nahme wäre die Forderung nach ei­
nem Gleichstellungsgesetz für Men­
schen mit Behinderung zu nennen. Der 
Weg zu einem solchen Gesetz wird in 
Deutschland noch lang und beschwer­
lich sein, aber es könnte ein Weg sein, 
den alle Behindertenverbände und 
-gruppen gemeinsam gehen.
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Hilfen zur beruflichen
Eingliederung Schwerbehinderter

1. Leistungen zur Förderung der Ar­
beitsaufnahme - Kosten des Erwerbs 
eines Beförderungsmittels und ande­
rer Hilfsmittel (§ 22), Verdienstausfall 
(§ 23), Fahrkostenbeihilfe (§ 12), Fami­
lienheimfahrten (§ 18), Überbrük- 
kungsbeihilfe (§ 19), Trennungsbei­
hilfe (§ 16), Reisekosten (§ 10), Um­
zugskosten (§ 13), Bewerbungskosten 
(§ 9), Arbeitsausrüstung (§ 15), Über­
brückungsgeld (§ 38)

Zuständig: Arbeitsamt
2. Leistungen zur beruflichen Re­

habilitation - Bewerbungskosten 
(§ 38), Reisekosten (§ 39), Fahrko­
stenbeihilfe (§ 40), Umzugskosten 
(§41), Arbeitsausrüstung (§42), 
Trennungsbeihilfe (§ 43), Überbrük- 
kungsbeihilfe (§ 44), Beförderungs­
mittel (§ 45), Führerschein (§ 45), 
Hilfsmittel (§ 47),Technische Arbeits­
hilfen (§ 48), Verdienstausfall (§ 49), 
Wohnkosten (§ 50)

Zuständig: Arbeitsamt
3. Leistungen zur Förderung der 

beruflichen Bildung - Unterhaltsgeld 
(§ 10), Lehrgangsgebühren (§ 12), 
Lernmittel (§ 13), Fahrkosten (§ 14), 
Arbeitskleidung (§ 15), Unterkunft 
und Verpflegung (§ 16), Krankenver­
sicherung (§ 17), Kinderbetreuungs­
kosten (§ 17a), Sonstige Kosten (§ 18)

Zuständig: Arbeitsamt (Anord­
nung über die individuelle Förde­
rung der beruflichen Fortbildung und 
Umschulung).

4. Technische Arbeitshilfen soweit 
sie nicht in das Eigentum des Arbeit­

gebers übergehen, Zuschuß bis zur 
vollen Höhe der Kosten.

Voraussetzung: Erst- und Ersatz­
beschaffung, Wartung, Instandhal­
tung, Ausbildung im Gebrauch, zu­
ständig: Hauptfürsorgestelle (§ 19 
Schwb AV).

5. Kraftfahrzeughilfen - Beschaf­
fung eines Kraftfahrzeuges, Zu­
schuß bis höchstens 16 000 DM. 
Voraussetzung: Kfz ist infolge der 
Behinderung zum Erreichen des Ar- 
beits- und Ausbildungsortes unbe­
dingt erforderlich. Kfz muß nach 
Größe und Ausstattung behinder­
tengerecht sein und eine evtl, erfor­
derliche behinderungsbedingte Zu­
satzausstattung ohne unverhältnis­
mäßigen Mehraufwand ermögli­
chen. Erneute Anschaffung eines 
Kfz in der Regel nicht vor Ablauf von 
fünf Jahren.
• Behinderungsbedingte Zusatz­
ausstattung - Übernahme der Ko­
sten in vollem Umfang, auch für Ein­
bau und Reparaturen
• Fahrerlaubnis - einkommensab­
hängiger Zuschuß, bei Kosten für be­
hinderungsbedingte Untersuchun­
gen, Ergänzungsprüfungen und Ein­
tragungen in vorhandene Führer­
scheine volle Übernahme der Kosten
• Härtefälle - Leistungen in Härte­
fällen, z. B. zu den Kosten für Repara­
turen, Taxi, Beförderungsdienste

Zuständig: Rehabilitationsträger 
der Kraftfahrzeughilfeverordnung 
(KfzHV) Hauptfürsorgestelle (§ 20 
SchwbAV)
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6. Gründung und Erhaltung einer 
selbständigen beruflichen Existenz, 
Darlehen oder Zinszuschüsse

Voraussetzung: persönliche und 
fachliche Voraussetzungen für die Tä­
tigkeit, Sicherstellung des Lebensun­
terhaltes durch die Tätigkeit, Zweck­
mäßigkeit der Tätigkeit unter Berück­
sichtigung von Lage und Entwick­
lung des Arbeitsmarktes

Zuständig: Hauptfürsorgestelle
(§ 21 SchwbAV)

7. Wohnungshilfen
• Beschaffung von behinderungs­
gerechtem Wohnraum
• Anpassung von Wohnraum und 
seiner Ausstattung an behinde­
rungsbedingte Bedürfnisse
• Umzug in eine behinderungsge­
rechte oder erheblich verkehrsgün­
stiger zum Arbeitsplatz gelegene 
Wohnung
Zuschüsse, Zinszuschüsse und/oder 
Darlehen

Zuständig: Hauptfürsorgestelle
(§ 22 SchwbAV)

8. Erhaltung der Arbeitskraft - Zu­
schuß bis zur Höhe der durch die In­
anspruchnahme der besonderen 
Einrichtung entstehenden Aufwen­
dungen

Voraussetzung: Übliche Erho­
lungsmöglichkeiten können wegen 
Art oder Schwere der Behinderung 
nicht genutzt werden; eine beson­
dere Einrichtung ist notwendig.

Zuständig: Hauptfürsorgestelle
(§ 23 SchwbAV)

9. Maßnahmen zur Erhaltung und 
Erweiterung beruflicher Kenntnisse 
und Fertigkeiten - Zuschuß bis zur 
Höhe der entstehenden Aufwendun­

gen für die Teilnahme an diesen 
Maßnahmen

Zuständig: Hauptfürsorgestelle
(§ 24 SchwbAV)

10. Leistungen in besonderen be­
hinderungsbedingten Lebenslagen 
- Zuschuß und/oder Darlehen je 
nach Einzelfall.

Voraussetzungen: Andere Leistun­
gen als die in den §§ 19 bis 24 gere­
gelten Hilfen, wenn und soweit sie er­
forderlich sind, um die Ziele der be­
gleitenden Hilfe zu erreichen.

Zuständig: Hauptfürsorgestelle
(§ 25 SchwbAV)
• Zuschüsse und Darlehen werden in 
der Regel nur bewilligt, wenn der An­
trag vor Beginn der geförderten Maß­
nahme (z. B. vor Einstellung des Be­
hinderten) bzw. vorVertragsabschluß 
(z. B. vor Kauf oder Bestellung des ge­
förderten Gegenstandes) gestellt 
wird.
• Das Arbeitsamt berät über die in 
Frage kommenden Hilfen, die sich teil­
weise überschneiden und nicht ne­
beneinander gewährt werden.
• Die Hauptfürsorgestellen treten 
immer erst ein, wenn nachgehende 
Hilfen im Berufsleben erforderlich 
werden. Voraussetzung ist daher, daß 
der Behinderte bereits ins Berufsle­
ben eingegliedert wurde. Für die Erst­
ausstattung eines behinderungsspe­
zifischen Arbeitsplatzes ist immer erst 
das Arbeitsamt zuständig.
• Wurde von Ihnen ein Antrag auf 
Leistungen zur Rehabilitation beim 
zuständigen Kostenträger gestellt, 
erhalten Sie grundsätzlich immer ei­
nen schriftlichen Bescheid, der er­
kennen läßt, ob und in welchem Um­
fang Sie Hilfen bekommen. Ihnen
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steht das Recht zu, innerhalb eines 
Monates schriftlich gegen diesen Be­
scheid Widerspruch einzulegen. Ma­
chen Sie bei Ablehnung Ihres Antra­
ges unbedingt von diesem Wider­
spruchsrecht Gebrauch, denn das 

Vorverfahren ist grundsätzlich ko­
stenfrei. Sollten Sie mit dem erneu­
ten Bescheid nicht einverstanden 
sein, besteht die Möglichkeit, beim 
zuständigen Sozialgericht zu klagen.

-as-

Differenziertes Leistungsspektrum im Pflegefall
Die verschiedenen Zweige der sozi­
alen Sicherung treten je nach Art der 
Ursache des Pflegefalles mit differen­
zierten Geld- und Sachleistungen ein. 
Über die Leistungsträger und die zu 
beanspruchenden Leistungen infor­
miertfolgende Übersicht: DieZahlung 
des kommunalen Pflegegeldes, das 
dem jeweiligen Länderrecht unter­
steht, ist hierbei nicht berücksichtigt.

Gesetzliche Unfallversicherung
Nach Arbeitsunfall oder Berufskrank­

heit: Häusliche Pflege und stationäre 
Pflege, ersatzweise dynamisiertes Pfle­
gegeld zwischen 450 und 1 800 DM/ 
Monat. Leistungsdauer unlimitiert.

Beamtenversorgung
Nach Dienstunfall: Erstattung von 

Pflegekosten in angemessenem Um­
fang; im Ruhestand Zuschlag zum 
Ruhegeld bis zur Höhe der ruhege­
haltsfähigen Dienstbezüge.
Ohne Unfallursache: Bei häuslicher 
Pflege sind die Kosten einer professio­
nellen Pflegekraft beihilfefähig; bei sta­
tionärer Pflege reine Pflegekosten voll, 
Unterkunfts- und Verpflegungskosten 
teilweise beihilfefähig. Leistungsdauer 
in beiden Fällen unlimitiert.

Bundesversorgungsgesetz (Kriegs­
opfer, Soldaten und Zivildienstlei­

stende, gleichfalls Impfopfer und Op­
fer von Gewalttaten)

Bei Kriegsbeschädigung oder 
Dienstunfall: Dynamisierte Pflegezu­
lage zur Rente zwischen 390 und 
1 935 DM/Monat; zusätzlich Erstat­
tung der Kosten einer professionel­
len Pflegekraft bei nur teilweiser An­
rechnung der Pflegezulage; bei sta­
tionärer Pflege Übernahme der vol­
len Kosten unter teilweiser Anrech­
nung der Versorgungsbezüge. Lei­
stungsdauer unlimitiert.
Sozialhilfe und Kriegsopferfürsorge

Bei Bedürftigkeit: Dynamisiertes 
Pflegegeld bei ambulanter Pflege 
zwischen315und856 DM/Monat; bei 
stationärer Pflege Übernahme der 
nicht gedeckten Kosten. Leistungs­
dauer unlimitiert.
Gesetzliche Krankenversicherung

Bei Schwerpflegebedürftigkeit: 
Häusliche Pflegehilfe bis zu 25 Stun­
den im Monat durch professionelle 
Pflegekräfte; Kosten dafür auf 
750 DM/Monat begrenzt - ersatzwei­
se Pflegegeld von 400 DM/Monat. 
Übernahme der vollen Pflege, bei Ur­
laub oder Verhinderung der häusli­
chen Pflegekraft für insgesamt 4 Wo­
chen je Jahr, wobei die Kosten je Fall 
1 800 DM nicht überschreiten dürfen.
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Was die Krankenkasse zahlt, 
kassiert das Sozialamt wieder ab
Monika S. aus Rendsburg ist schwer­
pflegebedürftig. Seit Jahren erhält 
sie deswegen von ihrem örtlichen 
Sozialamt ein pauschales Pflegegeld 
von 883 Mark im Monat. Eine solche 
Leistung nach dem Bundessozialhil­
fegesetz ist in der Öffentlichkeit kaum 
bekannt! Sie soll der Erhaltung der 
Pflegebereitschaft in der Familie 
oder Nachbarschaft dienen. Vom 1. 
Januar 1991 an hat Monika S. auch 
Anspruch auf Pflegeleistungen nach 
dem Blümschen Gesundheits-Re­
formgesetz: Danach stehen ihr mo­
natlich 25 Pflegestunden bis zu einer 
Höchstgrenze von 750 Mark oder al­
ternativ eine Geldleistung von 400 
Mark zu.

Für das 17jährige Mädchen eine er­
freuliche Nachricht, könnte man mei­
nen. Doch ein Brief des Sozialamtes 
belehrte sie eines besseren: Das Pfle­
gegeld werde ihr künftig um 400 
Mark gekürzt - genau um jenen Be­
trag, der als neue Leistung der Kran­
kenkassen nun zur Verfügung stehe. 
Für Monika S. bleibt demnach alles 
beim alten: Was ihre Krankenkasse 
neuerdings zahlt, zieht das Sozialamt 
vom pauschalen Pflegegeld wieder 
ab. So wie ihr geht es zur Zeit vielen 
Schwerpflegebedürftigen. Landauf, 
landab machen Sozialämter derzeit 
nämlich von einer Möglichkeit Ge­
brauch, die das Bundessozialhilfege­
setz aus ihrer Sicht vorsieht. Dort 
heißt es in § 69 zu häuslicher Pflege 
und Pflegegeld unteranderem: „Lei­

stungen ... werden nicht gewährt, 
soweit der Pflegebedürftige gleichar­
tige Leistungen nach anderen 
Rechtsvorschriften erhält." Der Logik 
der Sozialhilfe entspricht dieser Pas­
sus durchaus, denn sie gilt als „nach­
rangige Leistung". In anderen Wor­
ten: Die Sozialhilfe zahlt nur dann, 
wenn niemand sonst für eine Lei­
stung geradesteht. Ist ein anderer 
Kostenträger vorhanden, können 
entsprechende Leistungen verrech­
net werden.

Ob diese Konsequenz Norbert 
Blüm schon während des Gesetzge­
bungsverfahrens bewußt war, dar­
über mag man spekulieren. Sicher ist 
hingegen, daß er sie Ende vergange­
nen Jahres zu verhindern suchte. 
Blüm appellierte eindringlich an die 
Träger der Sozialhilfe, „die Pflegebe­
reitschaft in der häuslichen Pflege 
nicht zu gefährden und den Schwer­
pflegebedürftigen die Leistungen 
der Krankenkassen soweit wie mög­
lich ohne Anrechnung zugute kom­
men zu lassen". Dies teilte er auch 
anfragenden Verbänden der Behin­
dertenhilfe mit, die gegen die Ver­
rechnungspraxis protestierten.

Zuvor hatte der Deutsche Verein 
für öffentliche und private Fürsorge 
bereits die Empfehlung ausgespro­
chen, die Pflegeleistungen der Kran­
kenkassen nur zu einem Teil mit dem 
pauschalen Pflegegeld nach dem 
Bundessozialhilfegesetz zu verrech­
nen. Beispiel: Bei Gewährung der
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Geldleistung von 400 Mark im Monat 
sollte um nicht mehrals 200 Mark ge­
kürzt werden. Doch obwohl im Deut­
schen Verein auch die Kommunen 
selbst vertreten sind, halten sich of­
fenbar längst nicht alle kommunalen 
Sozialämter an diesen Vorschlag und 
Blüms Appell.

Doch sind die Pflegeleistungen der 
Kassen wirklich mit dem pauschalen 
Pflegegeld vergleichbar und damit 
verrechenbar? Das eine ist eine neu­
eingeführte Abrechnungsleistung 
zur Bezahlung konkreter pflegeri­
scher Dienste, das andere ein finan­
zieller Beitrag, der den Schwerpfle­
gebedürftigen in die Lage versetzen 
soll, die vorhandene Pflegebereit­
schaft seiner Betreuer zu würdigen. 
Eine direkte Bezahlung pflegerischer 
Leistungen ist damit nicht verbun­
den.

Der Deutsche Verein verweist in 
seiner Empfehlung auf den Um­

stand, daß die neue Kassenleistung 
neben der Grundpflege auch die 
hauswirtschaftliche Versorgung um­
fasse. Genauso urteilt der Verband 
der Angestellten-Krankenkassen 
(VdAK), der mit dem AOK-Bundesver­
band innerhalb der Spitzenverbände 
für das Thema Pflege zuständig ist. 
Dort hat man den Mitgliedskassen ge­
raten, die Versicherten zum Einspruch 
zu ermuntern, falls die Leistungen 
vollständig verrechnet werden.

Es gibt Sozialämter, die gar nicht 
prüfen, wie hoch der Pflegegrad ist. 
Das wäre jedoch wichtig. Denn nicht 
jeder, der nach den Kriterien des Bun­
dessozialhilfegesetzes Anspruch auf 
pflegerische Hilfe hat, erfüllt auch die 
Bedingungen der Kassen. Hier kom­
men zur engeren medizinischen Be­
urteilung noch „versicherungstech­
nische" Anforderungen, zum Bei­
spiel an Versicherungszeiten.

(entnommen äus: Deutsches Ärzteblatt 9/91)

I

I

Rudi Renner

SPECIAL OLYMPICS GERMANY gegründet
Der Direktor für Internationale Pro­
gramme bei SPECIAL OLYMPICS IN­
TERNATIONAL (SOI), John Mosher 
(Washington), sowie zwei weitere Re­
präsentanten dieser internationalen 
Sportbewegung für Menschen mit 
geistiger Behinderung - Paul Ander­
son (Kent), SOI-Generaldirektor für 
Europa, und der Direktor des Europa­
programms von SOI, Dennis Brueg- 
gemann (Paris), nahmen an einem 
Treffen von engagierten Vertretern 

verschiedener Organisationen und 
Einrichtungen teil, die sich dem Be­
hindertensport verschrieben haben 
und seit Jahren den Sport geistig Be­
hinderter aktiv fördern.

Gegenstand der Beratung war die 
Vorbereitung eines nationalen Pro­
gramms von SPECIAL OLYMPICS für 
Deutschland in den nächsten Jahren, 
die Arbeitsweise und künftige Struk­
tur einer deutschen SPECIAL OLYM­
PICS Organisation und das Aufstel-
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len einer deutschen Mannschaft zu 
den Internationalen Sommerspielen 
im Juli 1991 in den USA, zu denen 
etwa 6 000 geistig behinderte Sport­
ler aus aller Welt erwartet werden.

Die Anwesenden - namhafte Ver­
treter der Bundesvereinigung „Le­
benshilfe" aus Marburg, des konfes­
sionellen Essener „Franz Sales Hau­
ses", des internationalen CIVITAN- 
Clubs in Deutschland, des Rehabilita­
tionszentrums Berlin-Lichtenberg, 
der Gruppe SPECIAL OLYMPICS 
BERLIN, des Instituts für Sportwis­
senschaften der Universität Würz­
burg und der Redaktionen der Zeit­
schriften GEISTIGE BEHINDERUNG, 
Marburg, und DIE STÜTZE, Berlin - 
kamen überein, sich als provisori­
sches Komitee SPECIAL OLYMPICS 
GERMANY zu konstituieren, die vor­
handenen Aktivitäten in der Bundes­
republik Deutschland zu unterstüt­
zen und schrittweise die Vorausset­
zungen für die Akkreditierung einer 
deutschen Organisation bei SPECIAL 
OLYMPICS INTERNATIONAL zu 
schaffen. Bei SPECIAL OLYMPICS IN­
TERNATIONAL sind bisher 102 natio­
nale Programme akkreditiert. Ein na­
tionales deutsches Programm, getra­
gen von einem SPECIAL OLYMPICS 

GERMANY, gibt es dagegen noch 
nicht.

Auch über die Entsendung einer 
deutschen Mannschaft nach Minne­
sota und dabei repräsentierte Sport­
arten wurde nach kontroversen Dis­
kussionen Einigung erzielt. Während 
die Finanzierung der Reise für die 
Teilnehmer aus den alten Bundeslän­
dern bisher durch Sponsoren im we­
sentlichen gesichert ist, istdasfürdie 
neun Sportler (bzw. Coaches) aus 
Berlin und den neuen Bundeslän­
dern noch nicht der Fall und stellt an­
gesichts der gegenwärtigen Wirt­
schaftslage ein fast unlösbares Pro­
blem dar. Hilfe und Unterstützung 
wird gesucht!

Die Mitarbeit bei SPECIAL OLYM­
PICS GERMANY steht interessierten 
Organisationen und Einzelpersonen 
ebenso offen, wie das Nutzen der 
zahlreichen differenzierten Sportpro­
gramme, die nach Disziplinen geglie­
dert sind und die einzelnen Schädi­
gungsgruppen berücksichtigen.

Kontaktadresse SPECIAL OLYM­
PICS BERLIN - Sportgemeinschaft 
REHABILITATION Berlin-Lichten­
berg e. V., Archenholdstr. 102, 
0-1136 Berlin (siehe auch DIE 
STÜTZE Nr. 4/91)
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Andrea Schatz

Ein europäisches Netzwerk
DISWEB kämpft mit Frauen für 
Frauen. Sie kommen aus fast allen 
europäischen Ländern und wollen 
über ihren Körper, ihre Kinder, ihre 
Arbeit, ihr Familienleben selbst be­
stimmen. Sie treten für Frauen­
rechte, weil Menschenrechte, und für 
die Freiheit ihrer Entscheidung ein. 
Sie fordern Bedingungen, die es ih­
nen ermöglichen, für sich selbst zu 
entscheiden, ob sie eine Ausbildung 
haben wollen oder nicht, ob sie zu 
Hause oder in Institutionen leben 
wollen, mit oder ohne Kinder, in Part­
nerschaft oder allein. Sie wollen Teil­
nahme und Gleichheit.

DISWEB ist eine Gruppe von 
Frauen, die sich zum ersten Mal 1986 
in Straßburg kennenlernte, als „Mo- 
bility International" zu dem Seminar 
„Frauen und Behinderungen" einge­
laden hatte. Mehr als 40 Frauen aus 
allen Teilen Europas trafen sich, um 
sich in kleinen Arbeitsgruppen über 
Beruf, Mutterschaft und Sexualität zu 
verständigen. Für viele war es ein ein­
zigartiges Erlebnis, über alle Grenzen 
und Schranken hinweg, miteinander 
über ihr Leben - das Schöne und 
Schwere - zu reden.

Gehen Frauen anders mit ihrem 
Handicap um? Ich glaube, sie haben 
offenere Ohren und weitere Herzen 
fürdie Sorgen und Freuden ihrer Mit­
betroffenen. In Straßburg machten 
sie die Erfahrung, daß es in Europa 
sehr unterschiedliche Möglichkeiten 
für die Selbstverwirklichung behin­

derter Frauen gibt, daß entsprechend 
der kulturellen Hintergründe ver­
schiedene Wege gangbar sind und 
die Probleme zum Teil erheblich dif­
ferieren. Die Frauen hatten verständ­
licherweise zum Teil unterschiedliche 
Sichtweisen und Denkansätze, denn 
sie sind keine homogene Menge, 
aber sie fanden auch viele Gemein­
samkeiten: Sie fühlen sich in zweifa­
cher Weise benachteiligt - infolge ih­
res Frauseins und Behindertseins, 
und manche treibt dies in die Isola­
tion. Die Probleme berühren oft Be­
reiche, die in den einzelnen Ländern 
mehr oder weniger noch tabuisiert 
werden:
• ein Leben mit persönlicher Assi­
stenz und in Abhängigkeit führen zu 
müssen
• einen Partner zu finden
• sich sexuell nicht begehrt zu füh­
len
• als Ehefrau zu leben
• eine behinderte Mutter zu sein
• eine Ausbildung abzuschließen 
und eine Arbeit entsprechend der 
Qualifikation zu finden -trotz Mutter­
freuden und Hausfrauenpflichten.

Die DISWEB-Frauen trafen sich 
1987 in Dänemark wieder, und 1988 
lud „Mobility International" erneut 
behinderte und nichtbehinderte 
Frauen zum einwöchigen Projekt 
„Frauen und Behinderung" ein. Auf 
diesem Symposium beschlossen die 
Frauen, ein europäisches Netzwerk 
zu schaffen - die wirkliche Geburts-
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stunde von DISWEB war gekommen. 
Die Anwesenden entschieden, daß 
nur Frauen mit Behinderungen Mit­
frauen von DISWEB werden können. 
In jedem vertretenen Land gibt es 
eine Kontaktfrau und darüberhinaus 
ein gewähltes DISWEB-Komitee, das 
für die kontinuierliche Arbeit wäh­
rend eines Jahres verantwortlich ist. 
Dieses Komitee gibt jährlich den 
„Newsletter" heraus, eine Zeitung, 
welche die Verbindung zwischen al­
len Mitfrauen hält. Das Komitee be­
reitet die jährlichen Konferenzen vor, 
beantragt Stiftungsgelder und orga­
nisiert andere Aktivitäten. In den ein­
zelnen Ländern arbeiten die Frauen 
ganz eigenständig, die Strukturen 
sollen möglichst offen gehalten wer­
den.

Ich habe erste Kontakte zur Mitfrau 
in Hamburg geknüpft, obwohl ich 

manche Denkansätze der DISWEB- 
Frauen kritisch bewerte. So glaube 
ich, daß sich die Situation Behinder­
ter nur im Miteinander von Nichtbe­
hinderten verbessern läßt; und daß 
sich die berechtigten, spezifischen 
Ansprüche und Wünsche behinder­
ter Frauen nur mit den Männern ge­
meinsam verwirklichen lassen. Ich 
ziehe ein partnerschaftliches Heran­
gehen einer Abgrenzung vor. Den­
noch schlägt mein Herz für diese 
Frauen, die voller Mut und Selbstver­
trauen sind, und die sich noch viele 
Verbindungen zu anderen behinder­
ten Frauen wünschen. Kontaktfrau 
für Deutschland ist Johanna Krieger, 
privat: Laufgraben 18, W-2000 Ham­
burg 13, oder über: AUTONOM LE­
BEN e. V., Beratungsstelle für Behin­
derte, Eulenstr. 7, W-2000 Ham­
burg 50, Tel. 39 25 55/39 66 31.

Unser Foto zeigt das neugewählte DISWEB-Komitee
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Partnersuche bei „Sie & Er"
„Sie sind alleinstehend, suchen aber 
die Geborgenheit einer Partner­
schaft. Nehmen Sie unsere Hilfe in 
Anspruch." Mit diesen Worten wirbt 
ein Informationsblatt der Partnerver­
mittlung „Sie & Er". Und damit wen­
det sie sich an alle, die einsam sind, 
die einen Menschen brauchen, bei 
dem sie Wärme, Liebe und Hilfe fin­
den, mit dem gemeinsam sie Pro­
bleme des Alltags leichter bewälti­
gen können. Alle, das heißt in unse­
rem Fall auch: Behinderte. Beson­
ders auch sie sind hier angespro­
chen, Rat und Unterstützung zu su­
chen. Bislang sind dieser Einladung 
leider erst relativ wenige Behinderte 
gefolgt. Sei es aus Unkenntnis, Vor­
behalten, Hemmungen oder Beden­
ken wegen schlechter Erfahrungen 
mit unseriösen Institutionen.

Um diese Ängste abzubauen, hier 
eine kleine Vorstellung: „Sie & Er",
1989 mit Magistratsunterstützung 
gegründet, machte sich im Oktober
1990 selbständig und hatte von An­
fang an ein Credo: Sie wollen eine so­
ziale Einrichtung sein, die Lebens­
hilfe gibt, vor allem für die ehemali­
gen DDR-Bürger - und das gleichbe­
rechtigt auch für die sogenannten 
Randgruppen wie Homosexuelle 
oder besonders für Behinderte. Das 
findet sich selten im Programm eines 
Partnervermittlungs-Institutes. Frau 
Witt ergänzte dazu: „Natürlich wird 
die Partnersuche anhand des detail­
lierten Fragebogens auch per Com­

puter betrieben. An erster Stelle je­
doch steht das persönliche Ge­
spräch, die individuelle und psy­
chologische Beratung des Kunden. 
Viele kommen zu uns, weil sie sich 
nur aussprechen wollen über ihre 
vielen Fragen zur richtigen Partner­
wahl und ihre Chancen, den pas­
senden Menschen zu finden. Und 
sie können auf unsere ehrliche Ant­
wort vertrauen, mag sie mitunter 
auch nicht ganz die gewünschte 
sein. Wichtig ist uns, das in uns ge­
setzte Vertrauen zu rechtfertigen. 
Eine solche Beratung ist natürlich 
kostenlos, auch wenn sich der Su­
chende noch nicht zu einem Auftrag 
entschließen kann. Kommt aber ein 
Auftrag zustande, wird der Preis da­
für entsprechend des Einkommens 
des Kunden lauf Tabelle festgesetzt. 
Dazu genügen seine Angaben. Ver­
trauen gegen Vertrauen. Dieser Ver­
trag ist nicht zeitlich begrenzt. Er er­
lischt, wenn ein gewünschter Part­
ner gefunden ist oder wenn der 
Kunde selbst zurücktritt."

Als weiteren Service organisiert 
das „Sie & Er"-Team Bus-Reisen. In 
diesem Jahr stehen noch 20 auf dem 
Programm. Per Tages-, Wochenend­
oder Wochenreisen fahren Singles in 
die nähere Umgebung, aber auch 
nach Griechenland, Österreich oder 
Frankreich - je nach Bedürfnis und fi­
nanziellen Möglichkeiten. Einzige 
Bedingung: Teilnahme nur für Allein­
stehende.
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Wer nicht in die Frankfurter Allee 
fahren kann, findet auch in anderen 
Ostberliner Stadtbezirken und Rand­
gebieten, aber auch in anderen Städ­
ten Ansprechstellen der Vermittlung 
bei sogenannten Partnern Ihres Ver­
trauens. Die Adressen können erfragt 
werden. Eines ist klar ersichtlich: alle 
Vorurteile, Hemmungen und Ängste 
kann man getrost über Bord werfen. 
Die „Sie & Er"-Partnervermittlung ist 
ein wirklich seriöses, sozial motivier­
tes Unternehmen, dem die Wünsche 
ihrer Kunden am Herzen liegen. Und 
wem von Ihnen diese Begriffe zu ab­
genutzt erscheinen und bei wem im­
mer noch Mißtrauen zurückbleibt, 
oder auch Hoffnungslosigkeit, dem 
soll mit einem seit längeren geplan­
ten Projekt des Teams der letzte Zwei­
fel genommen werden: Die „Sie & 
Er"-Leute fühlten sich nicht wohl bei 
der Erfahrung, daß gerade den Behin­
derten, die mit besonders vielen Pro­
blemen zu kämpfen haben, bisher 
hier nur ungenügend geholfen wer­

den konnte. So entstand ihr Plan, eine 
Partnervermittlungsstelle eigens für 
Behinderte einzurichten. Was keines­
falls bedeutet, daß dort nicht ebenso 
Nichtbehinderte einen Partner suchen 
und finden können. Das sollte ja so­
wieso zur Normalität werden. Unter­
stützt wird dieses Vorhaben u. a. von 
der Senatsverwaltung für Gesundheit 
und Soziales. Die Landesbeauftragte 
für Behinderte, Angela Grützmann, 
sagte ihre persönliche Hilfe zu, weil 
sie von dieser einmaligen und not­
wendigen Sache bewegt und begei­
stert war. Ihre Anteilnahme wird sich 
sowohl in der Öffentlichkeitsarbeit als 
auch bei Einrichtung und Ausstattung 
dieser Zweigstelle materiell nieder­
schlagen. Vorgesehen sind Räume in 
der Magdalenenstraße, wo auch Roll­
stuhlfahrer problemlos hinkommen 
können. Noch in diesem Frühjahr soll 
es soweit sein.

„Sie & Er"-Partnervermittlung, 
Frankfurter Allee 96, 0-1035 Berlin, 
Tel.: 5 89 59 25.

Bruno Schreiber

Mit der „Arche Noah" zu neuen Ufern
Am 18. Februar 1991 wurde nach 
mehrmonatiger Bauzeit eine neue 
Wohnstätte für geistig behinderte 
Menschen in einem ehemaligen 
Stasi-Objekt eröffnet. Die „Arche 
Noah" in derWaldowallee 103 in Ber- 
lin-Karlshorst ist die dritte Einrich­
tung dieser Art, die aus dem ehemali­
gen Heim für Geschädigte des Reha­
bilitationszentrums Berlin-Lichten­
berg hervorging. Es ist aber die erste, 

die völlig ohne Barrieren und damit 
auch für Rollstuhlfahrer geeignet ist. 
Der Umbau wurde vorwiegend von 
Spenden finanziert, und auch die 
ausbauenden Handwerksfirmen 
brachten trotz eigener Sorgen man­
che unentgeltliche Leistung mit ein.

Die Wohnstätte wird der weiteren 
Integration mehrfachgeschädigter 
und geistig behinderter Menschen 
dienen.Tagsüber arbeiten sie in einer
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Werkstätte für Behinderte. Nach der 
Arbeit kommen sie, die bisher über­
wiegend in Heimen lebten, in ein 
„richtiges" und menschenwürdiges 
Zuhause zurück, in eine familiäre 
Umwelt. In wohnlicher Umgebung, 
die sich deutlich von einer Heim­
atmosphäre unterscheidet, wirken 
sie entsprechend ihren individuellen 
Fähigkeiten und Kräften am Leben 
der Gruppe mit. Vom Rehabilitations­
zentrum wird angestrebt, das bishe­
rige große Heim für Geschädigte, in 
dem noch über 100 Behinderte le­
ben, schrittweise in kleinere, selb­
ständige Wohneinheiten aufzulösen, 
die bessere Voraussetzungen für 
eine individuelle Betreuung und För­
derung geistig behinderter Men­
schen und ihr stärker selbstbestimm­
tes Leben sind.

Hilfsmittel
Neu sind für Behinderte im Osten 
nicht nur das riesige Angebot an 
technischen Hilfsmitteln, sondern 
auch die Wege, um sie zu bekom­
men:
• Zunächst benötigt der Betref­
fende eine Mitgliedsbestätigung sei­
ner Krankenversicherung.
• Der nächste Weg führt zum Fach­
arzt. Er beantragt die Versorgung mit 
dem notwendigen Heil- oder Hilfs­
mittel.
• Beraten sollte sich sowohl der Arzt 
als auch der Patient mit den Fachleu­
ten des Einzelhandels. Sie empfeh­
len zumeist jene Geräte, die der indi­
viduellen Behinderung angepaßt 
sind und dazu beitragen, einen mög­
lichst hohen Grad an Selbständigkeit 

zu erreichen. Beratungen, Anproben, 
Reparaturen werden auch zu Hause 
durchgeführt.
• Die Kassen überprüfen anhand 
des ärztlichen Antrags und der Kalku­
lation des Fachhandels für das jewei­
lige Gerät, ob die Kosten übernom­
men werden. Das gilt für alle in ei­
nem speziellen Katalog verzeichne­
ten Heil- und Hilfsmittel. Nach die­
sem Katalog stellt der behandelnde 
Arzt den Antrag. Das sogenannte 
Heil- und Hilfsmittelverzeichnis um­
faßt etwa 2 000 Geräte. (Nicht alle 
Hilfsmittel, die der Fachhandel anbie­
tet!)
• Bei „Sonderausstattungen", z. B. 
speziellen Rollstühlen oder Betten, 
übernimmt die Kasse oft nur einen 
Teil der Kosten. Benötigt der Betref­
fende - bestätigt durch den Arzt - 
eine derartige Sonderausstattung 
und kann nicht zuzahlen, muß die 
Restsumme beim Sozialamt bean­
tragt werden.
• Ist der Betreffende mit der Ableh­
nung der Kasse, die Kosten für das 
beantragte Heil- und Hilfsmittel zu 
übernehmen, nicht einverstanden, 
kann er eine Begründung für diese 
Entscheidung verlangen und beim 
Bundessozialgericht Einspruch erhe­
ben.
• Da die Kostenübernahme seitens 
der Kasse nicht selten von der ge­
nauen Formulierung des Antrags ab­
hängt, sollten sich Behinderte so­
wohl beim Arzt, im Behindertenver­
band als auch im Fachhandel beraten 
lassen.
• Bei hochgradigen Behinderungen 
kommen auf Wunsch Orthopädie­
techniker auch ins Haus.
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Liebe Leserinnen und Leser!
Kennen Sie schon eine Großmutter, 
die manchmal von ihrem Enkelsohn 
aus der Schule abgeholt wird? In die­
ser so verworrenen Zeit ist das nicht 
mehr ungewöhnlich. Meine Schule 
ist die Kulturakademie in Berlin, in 
der ich zusammen mit anderen Ar­
beitslosen zur Sozialarbeiterin um­
geschultwerde. Seit November 1989 
sind so viele soziale Probleme ent­
standen, an deren Lösung ich mich 
beteiligen möchte, auch wenn es nur 
eine sehr kleine Hilfe durch einen Rat­
schlag oder Mutzuspruch sein kann.

Ich sitze wieder auf der Schulbank, 
obwohl ich dreißig Jahre als Techni­
sche Zeichnerin und Bauleiterin ge­
arbeitet habe. Neben dieser Tätigkeit 
und den Mutterpflichten war ich län­
ger als ein Jahrzehnt Schöffin im Fa­
milien- und Arbeitsrecht, wodurch 
ich viele Schicksale kennenlernte. Ich 

erzähle Ihnen das, damit Sie mir ein 
bißchen Vertrauen schenken, an 
meine Verschwiegenheit und Hilfs­
bereitschaft glauben, von Ihren 
persönlichen Sorgen schreiben mö­
gen.

Seit meinem 16. Lebensjahr versu­
che ich Geschichten und Gedichte zu 
verfassen. Aber erst als ich 40 war, 
fand ich zum Zirkel Schreibender in 
Berlin-Pankow, dessen jetziger Leiter 
zufällig auch der Inhaber des KO- 
LOG-Verlages ist, der für den Vertrieb 
dieser Zeitschrift Sorge trägt und 
mich für die Aufgabe, Ihre Leserpost 
zu beantworten, gewonnen hat.

Ich werde mir viel Mühe geben, 
Ihre Sorgen zu verstehen, Ihnen bei 
der Lösung von Problemen durch Rat 
behilflich zu sein, Sie durch ein per­
sönliches Wort aufzumuntern und 
vor allem ehrlich zu sein.

Ich blieb ein zu kleines großes Versprechen, 
ein windgeschüttelter Wegesstrauch, 
drei meiner Ringe ließ ich zerbrechen 
und mich zur Hälfte auch.
Die Ringe brannten dreihundert Narben - 
aber ich trage sie noch - irgendwie, 
an meinem Gewicht Soll und Haben 
trug keiner mit, wie ich auch schrie!
Aalglatt ist mein Glattsein nicht erworben, 
kroch ich nicht, zerschunden die Knie, 
mein Wollen nach Gutsein bleibt ungestorben, 
ich fasse das Licht noch - irgendwann früh - 
wenn Kind, dein Kind in einen Tag geboren, 
wenn es lächelt und hält meinen Finger fest, 
dann bin ich neu - nicht ungeschoren - 
doch das wird nur sein, wenn du mich läßt.

Ihre
Anke-Christiane Fröhlich
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Nachdenken über einen „Kommentar"
Schön ist es, daß wir als Verband be­
kannt werden und daß das Magazin 
„Leben und Weg" des Bundesver­
bandes Selbsthilfe Körperbehinder­
ter im Dezemberein ausführliches In­
terview mit unserem Präsidenten 
brachte - auch wenn man bei den 
Fragen einen leichten Beigeschmack 
spürte. Aber dann ließ sich jemand 
zu einem Kommentar dazu herab, 
den er mit „Und das soll es gewesen 
sein?" überschrieb. Ein Wirrwarr von 
Unterstellungen und Fehldeutungen 
der DDR-Zustände kennzeichnen das 
an Dummheit und Unverfrorenheit 
kaum zu überbietende Werk. Der 
Kommentator fragt, ob Stalinmonu- 
mente in Deutschland ihre Berechti­
gung hätten, und er denkt dabei an 
unserenVerband.Weißeroderwiller 
es nicht wissen, wie unser Verband 
sich aufbaut? Sollte er aber meinen, 
der Verband sei kompakt und wohl 
organisiert, dann muß ersieh sagen 
lassen, daß ich mir einen solchen 
Verband gerade wünsche und dies 
ein Grund meiner Mitgliedschaft 
ist.

Dann spricht er vom Verbleiben 
von Richtern, Funktionären, Lehrern, 
Generälen in ihren Ämtern und 
kommt zu der Frage, was uns vor 
Wendehälsen schützt. Soll ich ihn so 
interpretieren, daß dafür unser Ver­
band verantwortlich ist? Eine solche 
Macht haben wir nicht - leider; denn 
für die Durchsetzung unserer Ziele 
könnten wir sie gut brauchen. Und 
dann läßt der Kommentator die 
Katze aus dem Sack: „Die Träger, hei­

ßen sie auch heute ABiD oder PDS, 
haben ihre Glaubwürdigkeit ver­
fehlt." („Leben und Weg" Nr. 6/90,
S. 8.)

Das wiederum ist mir nun zu 
dumm, um es zu kommentieren!

Mir tun die Leser des Magazins 
leid, müssen sie sich doch ein so töd­

liches Bild von einem lebendigen 
Verband zeichnen lassen.

Mich hat dieser Kommentar veran­
laßt, darübernachzudenken, was mir 
am ABiD so wichtig und warum er 
mir sehr lieb ist:
- Er hat klare, eindeutige, auch un­

bequeme Aussagen;
- er setzt sich für elementare Pro­

bleme aller Betroffenen und deren 
Lösung ein, nicht für Fassadenrei­
nigung (Fassaden verschönerten 
früher andere!);

- der Verband versteckt sich nicht, 
sondern trägt selbst politische For­
derungen vor und mischt sich ein;
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- nicht Fachexperten dirigieren und 
bestimmen uns, sondern wir als 
Betroffene erarbeiten eigenverant­
wortlich Konzepte;

- wir übernehmen selbst politische 
Mandate.
Gemäß „Schuster bleib bei deinen 

Leisten" sage ich: „Behinderter bleib 
bei deinem ABiD!" Also setzen wir 
uns gegen solche Kommentare zur 
Wehr. Ich habe an die Redaktion „Le­
ben und Weg" deutlich geschrieben.

Guntram Hoffmann
Weißenfels

Schneller und besser 
informieren
Kurz nach dem ersten Geburtstag der 
STÜTZE möchten wir uns als stän­
dige Leser dieser, unserer Zeitschrift 
mit einigen kritischen Bemerkungen 
an die Redaktion wenden. Als wir vom 
Klub der Behinderten e. V., Kreisver­
band Hettstedt, von der Existenz einer 
„Zeitschrift für Behinderte und ihre 
Freunde" erfuhren, war die Resonanz 
zunächstsehr positiv. DIE STÜTZE hat 
allerdings nicht immer das gehalten, 
was ihr Titel verspricht.

Als Leser, die wissen, daß der Präsi­
dent des ABiD Bundestagsabgeord­
neter ist, ist es schwer zu verstehen, 
daß Informationen zu sozialen und 
rechtlichen Belangen nur so schlep­
pend an die Betroffenen weitergege­
ben werden! Wir würden uns freuen, 
wenn Dr. Seifert den breiten Platz, den 
er bisher immer in der STÜTZE ein­
nahm, nutzen würde, um schneller 
über Neuregelungen zu informieren.

Wir sind auch der Meinung, daß 
der Platz in der Zeitschrift nicht mit 

verbalen Auseinandersetzungen 
ABiD-VdK verschwendet werden 
sollte! Eine engere Zusammenarbeit 
zwischen den Verbänden wäre für 
alle Betroffenen wesentlich sinnvol­
ler.

Außerdem sollten die Kreisbehin­
dertenverbände der „Provinz" in Zu­
kunft mehr Platz in der Zeitschrift er­
halten, um ihre Aktivitäten aufzeigen 
zu können.

Mike Stübner/Bogdan Korniszuk
Hettstedt

Liebe Freunde, ich danke für Eure 
Gedanken zur inhaltlichen Konzep­
tion der STÜTZE und werde versu­
chen, sie in der weiteren Arbeit um­
zusetzen. Ja, die Recherchen zur ak­
tuellen Rechtslage sind äußerst 
wichtig, aber auch sehr zeitaufwen­
dig und arbeitsintensiv. Inzwischen 
habt Ihr sicher in Heft 7 „In eigener 
Sache“, gelesen. Wir sind keine Profi­
zeitung, und solange DIE STÜTZE 
aus ökonomischen Zwängen ein 
„Ein-Frau-Unternehmen“ ist, gestal­
tet sich die redaktionelle Arbeit sehr 
kompliziert. Aber wir sind dabei, bes­
sere Lösungen zu suchen und auch 
zu finden.

Was den Platz betrifft, den Ilja Sei­
fert als Präsident desABiD-derja als 
Herausgeber der STÜTZE fungiert - 
einnimmt, so denke ich, ist er nicht 
überrepräsentiert, wenn er in Heft 1 
und 6 zu Wort kommt.

Ich würde mir jedoch wünschen, 
daß die übrigen Vorstandsmitglieder 
des ABiD noch stärker in der Öffent­
lichkeit - sprich: STÜTZE - wirksam 
werden. Diese Aktivität kann jedoch 
nur von ihnen selbst ausgehen -
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ebenso wie die der Kreisbehinder­
tenverbände aus der „Provinz". Platz 
steht immer unter der Rubrik AUS 
DEN LÄNDERN zur Verfügung! Aber 
im Aufzeigen ihrer Aktivitäten übten 
die meisten Mitgliedsverbände bis­
her äußerste Zurückhaltung.

Andrea Schatz

Kontakt erwünscht
Ich bin als Leiterin des Kommunika­
tions- und Begegnungszentrums 
Freiberg tätig. Zu meinem Arbeitsbe­
reich gehören das
- Herstellen didaktischen Spiel­

zeugs (auch Wandgestaltungen) 
für Einrichtungen, in denen Kinder 
mit Behinderungen betreut wer­
den,

- Durchführen von Veranstaltungen 
aller Art, mit allen Alters- und Men­
schengruppen. Integration ist das 
A und O, deshalb sind immer 
Nichtbehinderte und Menschen 
mit Behinderungen zusammen 
und ausländische Gäste dabei. 
Unser Zentrum besteht aus drei

Projektgruppen, die sich mit der Aus­
länderproblematik, Behindertenpoli­
tik und der Frauen- und Arbeitslosen­
problematik beschäftigen. Die Veran­
staltungen sind für alle offen. Mich 
bewegen viele Fragen:
- Was machen andere Gruppen in 

ihrer Freizeit?
- Gibt es im Territorium ähnlich ge­

lagerte Gruppen?
- Welche Bastelarbeiten sind gut für 

welches Krankheitsbild (z. B. um 
die Beweglichkeit der Finger zu er­
halten)?

- Wo erhalte ich Literatur über MS?

- Wie kann bei sozialen Sorgen bes­
ser geholfen werden? Wie packen 
es andere?
Ich würde mich über eine Reso­

nanz freuen. Kontakt über: Hanne­
lore Lohse, Kommunikations- und 
Begegnungszentrum e. V., Pestaloz- 
zistr. 1, 0-9200 Freiberg, Tel. 4 70 78, 
privat 28 80. Hannelore Lohse

Freiberg

Politik soll 
keine Rolle spielen 
5mal verwundet, 2mal dem Kriegsge­
richt entgangen (durch Verwundung), 
zeitweise in russischer Gefangen­
schaft, dort halbtot geschlagen, habe 
ich den letzten Weltkrieg mit schweren 
Gesundheitsschäden überstanden 
und bin ein absoluter Kriegsgegner. 
Den Appell des ABiD vom 19. Januar 
1991 unterstütze und unterschreibe 
ich mit ganzem Herzen.

Und nun ein zweiter Punkt. 
Schließlich bin ich dem Behinderten­
verband beigetreten, weil dieser ein­
deutige Ziele zum Wohle der Men­
schen haben sollte und Politik keine 
Rolle spielen sollte. Auch ich hatte 
mehrfach den Eindruck, daß DIE 
STÜTZE eine Zeitung der PDS sei ,
und kann den Bemerkungen von 
Herrn Maywald und Herrn Laschütza 
nur zustimmen (STÜTZE 3/91, S. 22). 
Ich jedenfalls finde für die Belange 
der Behinderten überall offene Oh­
ren und keinen Widerspruch, wie 
Herr Seifert im Bundestag. Hier in 
Frankfurt/Oder haben wir einen Rat 
der Behinderten (Interessenvertre­
tung aller Verbände und Gruppen)
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gebildet, wo auch ich maßgeblich 
mitarbeite.

Bei der Stadtverwaltung wird ein 
Behindertenbeauftragter aus unse­
ren Reihen eingestellt. Die Mitarbeit 
von 10 Behinderten in den Ausschüs­
sen des Stadtparlamentes haben wir 
beantragt und wird wahrscheinlich 
möglich sein. Räume oder ein Haus 
für Behinderte sind im Gespräch und 
finden Unterstützung bei der Stadt­
verwaltung. Beim Amtsleiter Woh­
nungswesen, wo ich mich um Pro­
bleme der Behinderten kümmere, 
finde ich große Unterstützung.

Auf Grund unserer Initiative wird 
demnächst mit der Beseitigung der 
Barrieren für Behinderte in Frankfurt/ 
Oder begonnen, deren Wertumfang 
über fünfhunderttausend DM be­
trägt!

Wenn ich jetzt politisch geworden 
bin, so nur deshalb, weil mich die 
Tendenzen in der STÜTZE dazu pro­
vozierten. Deshalb betone ich es 
noch einmal: Unser Verband sollte 
unpolitisch und selbständig in jeder 
Form sein. Die Politik machen die Par­
teien. Wir vertreten ausschließlich 
die Interessen unserer behinderten 
Mitbürger, und wenn wir Hilfe brau­
chen, sollten wir zu allen Parteien 
und Bewegungen gehen können.

Alfred Lindenberg
Frankfurt

Lieber Herr Lindenberg, inzwi­
schen ist dieser furchtbare Krieg am 
Golf zu einem vorläufigen Abschluß 
gekommen; so viele Opfer sind zu 
beklagen. Ich möchte mich Ihrem 
Standpunkt, ein absoluter Kriegs­
gegner zu sein, gern anschließen. 

Trotzdem viele Menschen so fühlen 
und denken, werden keine schnellen 
und klaren Antworten auf die wichti­
gen politischen und humanen Fra­
gen zu erwarten sein.

Gut finde ich, daß Sie in Frankfurt/ 
Oder nicht auf hilfreiche Veränderun­
gen warten, sondern selber maßgeb­
lich mitarbeiten und Erfolge erzielen. 
Es spielt doch die größte Rolle, daß 
etwas für die Menschen mit Behinde­
rungen und ihre Angehörigen her­
auskommt, wie schnell und gut Er­
leichterungen erreicht werden und 
wie stolz Sie dabei auf sich selber 
sein können. Ich finde, wir sollten 
keine Parteiendiskussion eröffnen.

Anke-Christiane Fröhlich

Ein Dankeschön
Dr. med. Esch ist seit einigen Jahren 
Kreisrehabilitationsarzt des Kreises 
Zossen. Auch für ihn gab es nach der 
Wiedervereinigung viel Arbeit, denn 
er betreut im gesamten Kreis Zossen 
alle behinderten Menschen. So 
konnte ein Gebäude der ehemaligen 
Stasi in der Gemeinde Wünsdorf als 
Behinderten-Wohnheim ausgebaut 
werden. Dr. Esch gründete auch ei­
nen Verein, der sich um den Erhalt 
von Wohn- und Werkstätten für Be­
hinderte kümmert. Interessenten 
können sich telefonisch an Dr. Esch, 
Vorwahl Ludwigsfelde, Großschul­
zendorf 2730 wenden. Ich möchte all 
denen danken, die sich in den neuen 
fünf Bundesländern um die behin­
derten Mitmenschen kümmern.

Klaus Gliniorz
München
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INFOMOBIL '91 ist unterwegs
Am 27. März lud die Stephanus-Stif- 
tung Berlin-Weißensee zu einer Pres­
sekonferenz ein, in der darüber infor­
miert wurde, daß die Deutsche Be­
hindertenhilfe-Aktion Sorgenkind - 
nun auch in den neuen Bundeslän- 

< dern mit dem Infomobil Rat und Aus­
kunft erteilen will.

Völlig neue Formen der Verbin­
dung von echten menschlichen An­
liegen, Mildtätigkeit, Unterhaltung, 
Werbung und vielfältige Geschäftsin­
teressen erbrachten in den ersten 25 
Jahren (1964-1989) der Aktion Sor­
genkind über 1,5 Milliarden DM für 
Menschen mit Behinderungen.

Nicht alles, was die Aktion tat und 
förderte, fand ungeteilten Beifall, aber 
das aufgebrachte Geld wird dringend 
gebraucht. Die Aktion Sorgenkind 
wird jetzt nicht mit dem Geldtransport 
kommen, sie kommt mit dem Infomo­
bil, einem behindertengerechten Bus 
mit Auffahrtrampe, Bibliothek, Infor­
mationsmaterial und gestützt auf ei­
nen Ehrfahrungsschatz sowie mit Di­
plom-Sozialarbeitern, die individuelle 
Beratung geben.

Die Mitarbeiter des Infomobils 
kennen zwar die Probleme Behinder­
ter in den alten Bundesländern recht 
genau, brauchen aber für die Arbeit 
in den neuen Bundesländern auch 
unsere Hinweise. Wer Unterstützung 
geben will, wende sich an:

Deutsche Behindertenhilfe Aktion 
Sorgenkind, Sitz Mainz, Nebenstelle 
Bonn, Franz-Lohse-Str. 17, W-5300 
Bonn 1 (Michael Bialdyga und An­
gela Hofmeister);

Diakonisches Werk der EKD, Berli­
ner Stelle - Infomobil - Herr Niko­
laus, Herr Schulten, Altensteinstr. 51, 
W-1000 Berlin 33.

Diakonisches Werk EKD, Hauptge­
schäftsstelle Infomobil, Herr Heinz 
Drews, Stafflenbergstr. 76, W-7000 
Stuttgart 1.

Und hier der Routenplan 
INFOMOBIL '91

29. 4.-4. 5. Stralsund, 6. 5.-11. 5. 
Rostock, 13. 5.-16. 5. Güstrow, 27. 5.-
1. 6. Schwerin, 3. 6.-8. 6. Neuruppin, 
10. 6.-13. 6. Eberswalde, 24. 6.-29. 6. 
Frankfurt/Oder, 1.7.-6.7. Cottbus, 
8. 7.-11. 7. Potsdam, 22. 7.-27. 7. Mag­
deburg, 29. 7.-3. 8. Quedlinburg, 
5. 8.-8. 8. Dessau, 19. 8.-24. 8. Halle, 
26. 8.-31. 8. Leipzig, 2. 9.-5. 9. Dres­
den, 16. 9.-21. 9. Herrnhut, 23. 9.- 
28. 9. Chemnitz, 30. 9.-3. 10. Zwik- 
kau, 14. 101-19. 10. Gera, 21. 10- 
26. 10. Erfurt, 28. 10.-2. 11. Eisenach. 
Im April war das INFOMOBIL in Pase­
walk, Neubrandenburg und Greifs­
wald.

Anm. der Red. Vielleicht kann man 
bei den Info-Gesprächen auch ein­
mal darüber sprechen, daß Behin­
derte nicht unbedingt Sorgenkinder 
sind, daß schon diese Bezeichnung 
nichts von den Bemühungen um ein 
Leben in Würde und Selbstbestim­
mung ahnen läßt. Genau das ist es 
doch, um was Behinderte und ihre 
Freunde in den alten wie in den 
neuen Bundesländern bemüht sind, 
und wobei sie die Hilfe der Öffentlich­
keit brauchen.
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ZUR FÖRDERUNG der Mobilität von 
Schwerstbehinderten hat die Stadt 
München eine hohe europäische 
Auszeichnung im Rahmen des von 
der EG-Kommission durchgefürten 
HELIOS-Programms zur Förderung 
der eigenständigen Lebensführung 
Behinderter erhalten. München war 
im Wettbewerbsbereich „Mobilität" 
gegen vier weitere deutsche Städte 
angetreten und bekam die begehrte 
Auszeichnung für den Behinderten­
fahrdienst und ihr Bemühen, den öf­
fentlichen Nahverkehr behinderten­
gerecht zu gestalten. Die internatio­
nale Jury würdigte dies als zukunfts­
weisend und sowohl in Umfang als 
auch in Zielrichtung als vorbildlich 
für Europa.

München hatte 1987 seinen Fahr­
dienst mit Taxis erweitert. Ausschlag­
gebend dafür war die individuelle 
Verfügbarkeit, die auch Spontanfahr­
ten ermöglicht. Dieses Konzept hat 
die Bedürfnisse der mehr als 4 000 
Fahrdienstteilnehmer getroffen. Sie 
erhalten kostenlos Fahrgutscheine 
bis zu einer Strecke von 750 km pro 
Quartal. Der Sonderfahrdienst 
könnte sich so auf jene Schwerbehin­
derten konzentrieren, die das Taxi 
nicht benutzen können. Häufig las­
sen sich Rollstuhlfahrer mit Taxi oder 
Sonderfahrzeug auch zu den stufen­
los erreichbaren U-Bahnhöfen fah­
ren, von wo aus sie dann mehrals 100 
km selbstständig bewältigen kön­
nen. Das Münchner Ausbaupro­
gramm zur behindertengerechten 
Nachrüstung des öffentlichen Perso­
nennahverkehrs wird weiter voran­
getrieben. 70 Prozent der U-Bahn­
höfe sind bereits mit einem Aufzug 

ausgestattet. Je mehr die Behinder­
ten ohne fremde Hilfe normale Ver­
kehrsmittel benutzen können, desto 
weniger werden teure Sonderdien­
ste notwendig sein.

★

DIE ERSATZKASSEN bezahlen ab so­
fort auch ambulante Maßnahmen 
zur Entwöhnung von Alkohol und 
Medikamenten. Voraussetzung für 
die sechs bis neun Monate dauernde 
Therapie ist ein gemeinsam von der 
Suchtberatungs- und Behandlungs­
stelle und einem Arzt aufgestellter 
Rehabilitationsplan. Zum Vorteil für 
die Suchtkranken ist, daß sie dabei 
an ihrem Wohnort und im familiären 
und beruflichen Umfeld bleiben kön­
nen. Für die Kassen sind ambulante 
Maßnahmen billiger als die statio­
näre Entwöhnung in Suchtkliniken. 
Die ambulante Rehabilitation Sucht­
kranker war in einem dreijährigen 
Modellversuch erprobt worden.

★

FÜR SCHWERHÖRIGE und Ertaubte 
veranstaltet der deutsche Schwerhö­
rigen-Bund e. V. vom 26. April bis 
zum 4. Mai im ICC in Berlin einen in­
ternationalen Kongreß. Die Teil­
nehmergebühren betragen 80 DM, 
für Begleitpersonen 40 DM. Eine Ta-

Das vorletzte Wort
Klage nicht so sehr über einen klei­
nen Schmerz, das Schicksal könnte 
ihn durch einen größeren heilen.

Johann Peter Hebel
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geskarte kostet 20 DM. Nähere Hin­
weise können über den Schwerhöri­
gen-Verein Berlin e. V., Sophie-Char- 
lotte-Str. 23a, W-1000 Berlin 19, Tel. 
3 21 66 27 angefordert werden.

★

SCHWEDT ist seit kurzer Zeit in der 
glücklichen Lage, eine Behinderten­
schule am Ort zu haben; anderswo 
mußten ähnlich Einrichtungen ausfi­
nanziellen Gründen schon geschlos­
sen werden. 64 geistig behinderte 
Kinder und Jugendliche im Alter zwi­
schen 6 und 25 Jahren werden hier 
betreut. In speziellen Kabinetten er­
lernen sie z. B. Kochen oder hand­
werkliche Fertigkeiten. Zur Einrich­
tung eines Metallbearbeitungskabi­
netts und zur besseren Ausstattung 
der Lehrküche würde die Schule 
gerne Hilfe von außerhalb anneh­
men. Vielleicht rangieren Betriebe 
gerade Maschinen und Küchenge­
räte aus, die hier noch Anwendung 
finden könnten?

★

DIE INFORMATIONS-SAMMLUNG 
„Technische Hilfen für Behinderte" 
wird von anerkannten Fachkräften 
der Stiftung Rehabilitation in Heidel­
berg herausgegeben. Die Samm­
lung ist themenorientiert und in fol­
gende Hefte gegliedert:

1. Haushalt, Alltag, Mahlzeiten, 
Kleidung

2. Körperpflege
3. Kommunikation (Doppelheft)
4. Geh- und Mobilitätshilfen
5. Fahrgeräte, Rollstühle (Doppel­

heft)

6. Auto und Verkehr
7. Physio-, Ergotherapie, Freizeit, 

Sport (Doppelheft)
8. Möbel
9. Bauen,Wohnen

10. Arbeitsplatz, Ausbildung
11. Gesamtstichwortverzeichnis

Der Umfang eines Einzelheftes 
umfaßt ca. 150 Seiten. Am Ende ei­
nes jeden Heftes ist ein Stichwort- 
und Adressenverzeichns enthalten. 
Der Preis pro Einzelheft beträgt 10 
DM, der für das Doppelheft 20 DM. 
Das Informationsmaterial ist zu be­
ziehen über: Dienstleistungszentrum 
für Schwerbehinderte, Postf. 
10 14 09, W-6900 Heidelberg 1.

★

DAS BERUFSBILDUNGSWERK 
Nürnberg bietet für Hör- und Sprach­
geschädigte Kurse in folgenden Fä­
chern an: Metall, technisches Zeich­
nen, Elektrotechnik, Holzarbeiten, 
Zahntechnik, Wirtschaft.

Informationen hierzu sind erhält­
lich über Berufsbildungswerk für Hör- 
und Sprachgeschädigte, W-8500 
Nürnberg 60, Pommernstr. 15-25.

★

DIE BUNDESARBEITSGEMEIN­
SCHAFT hörbehinderter Studenten 
und Absolventen (BHSA) veranstal­
tet vom 27. bis 30. Juni 1991 in Frank- 
furt/Main ein Seminar für hörbehin­
derte Studienanfänger.

Themen sind u. a. der Übergang 
von der Schule zur Hochschule, Hil­
fen für Hörbehinderte, Lern- und Ar­
beitsbedingungen an einer Hoch­
schule bzw. Universität, Finanzierung 
des Studiums mittels BAföG.
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Interessenten für dieses Seminar 
können sich bis zum 31. Mai 1991 bei 
der BHSA e. V., Dr. Roland Zeh, Bin­
ger Str. 42, W-6520 Worms, anmel­
den.

★

Auch Hörgeschädigte können sich 
zu Abendkursen und zum Artikula­
tionstraining anmelden.

Darüberhinaus sind noch Anmel­
dungen für den Fotozirkel und den 
Schachzirkel (Anfänger und Fortge­
schrittene) möglich.

IN BAYERN gibt es eine einzige Real­
schule für Hörgeschädigte. Sie ge­
hört zum Komplex der „Samuel-Hei- 
nicke-Schulen" in München. An­
schrift: Maria-Eich-Str. 32, W-8000 
München 60.

★

SPRACHSCHWIERIGKEITEN er­
schweren oftmals den Kontakt im All­
tag und im Beruf. Im „KOMM", dem 
Begegnungs- und Kommunikations­
zentrum der Behindertenvereini­
gung Prenzlauer Berg, in 0-1055 Ber­
lin, Pasteurstr. 16, werden deshalb 
Möglichkeiten zum Kommunika­
tionstraining angeboten:
• bei Schwierigkeiten, sich mitzutei­
len, verstanden zu werden und zu 
verstehen
• bei Sprechschwierigkeiten
• bei Schreib- und Leseschwierig­
keiten.

Weiterhin werden individuelle 
Sprachbehandlungen bei Aphasie 
(Sprachbehinderung nach Schlag­
anfall, Hirnverletzung, -Operation) 
durchgeführt.

Außerdem können sich Aphasiker 
an jedem ersten Donnerstag des Mo­
nats, 15 Uhr, zum Erfahrungsaus­
tausch und zum zwanglosen Beisam­
mensein treffen.

Das letzte Wort
Auf das eine allein kommt es an: daß 
jeder das, was er besitzt, als etwas 
bewertet, mit dem er wirken will.

Albert Schweitzer

Probleme mit Treppen?
Der Treppenkuli hilft!

Außerdem bieten wir an: 
Badewannenlifte 

Rollstuhlplattformlifte 

Deckenlifte für die 

häusliche Pflege 

Elektrodreirad „Sportster" 

Info und Hausbesuch kostenlos!

Reha-Bedarf

Wolfgang Sturm
Wilhelm-Liehr-Straße 9 
0-5820 Bad Langensalza
Tel. nach 17 Uhr: 63 22



Kl@mFIETS
Das ROLLFIETS eröffnet eine völlig 
neue Erlebniswelt. Der Rollstuhl ist 
anpassungsfähig, stabil, bequem und 
läßt sich mit einem Handgriff vom 
sportlichen Fahrrad abkoppeln. Mit 
seiner Hilfe können Rollstuhlfahrer 
innerhalb eines erweiterten Aktions­
radius unmittelbar ihre Umgebung 
erfahren: hautnah - und umwelt­
freundlich. ROLLFIETS ist ein gesun­
des, anerkanntes Hilfsmittel. - Mehr 
über dieses Erlebnis-Konzept finden 
Sie in unserem ausführlichen, kosten­
losen Informationsmaterial. Fordern 
Sie es an. Sie werden begeistert sein.

Aktiv dabei!
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